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Rundbrief 02/2019                                  06.03.2019
Termine der LAG-SH und ihrer Mitgliedsverbände
28. Februar 2019

1. Koordinierungstreffen Patientenbeteiligung in Potsdam 
06. März 2019

1. Fachtreffen in Potsdam 
14. März 2019

LBB-Sitzung in Potsdam 
17. – 19. März 2019

Ständiger Ausschuss der Landesarbeitsgemeinschaften/Landesvereinigungen in Hamburg  
20. März 2019

Seniorenmesse in Schwedt/Oder

25. März 2019

Sitzung AK Selbsthilfeförderung in Potsdam

Diskussion geführt
(Bericht: Andreas Schwarze, Teilhabeberater EUTB)
Zu einer Diskussionsrunde im Schwedter Mehrgenerationenhaus waren am 7. Februar Interessierte, vor allem aus Pflegeberufen, sozialen Einrichtungen sowie Ehrenamtsvertreter aus der ganzen Uckermark zusammengekommen. Eingeladen hatten der Spitzenverband der Paritätischen Wohlfahrt und die Volkssolidarität. Als Gäste und Gesprächspartner waren der Parlamentarische Staatssekretär Stefan Zierke (SPD) und der „frisch gebackene“ Sozialdezernent des Landkreises Uckermark Henryk Wichmann zugegen. Auch ich habe als EUTB-Berater an der Veranstaltung teilgenommen. Hauptthema war vor allem die Pflege behinderter Menschen im Alter. Es ging darum, wie Pflege gesamtgesellschaftlich gelöst werden kann. Es muss eine auskömmliche Finanzierung sichergestellt sein, so die Forderung vieler Anwesender. Die in der Pflege und anderen Sozialberufen arbeitenden Menschen würden mehr Anerkennung (monetär und beim Sozialprestige) verdienen, als es ihnen derzeit gemeinhin zugebilligt wird. Vertreter der Wohlfahrtsverbände forderten zudem, dass das Ehrenamt nur durch fest angestellte Vorstände in deren Organisationen angeleitet und koordiniert werden sollten. Dafür, sowie für mehr Aktivitäten im sozialen und präventiven Bereich der Jugendarbeit, müssten von Land und Bund mehr Gelder zur Verfügung stehen. Auf die Fachkräftegewinnung für Pflege- und Sozialberufe müsse politisch stärker ein Auge geworfen werden und auch das Lohnniveau müsse verbessert werden. So würden Pflegeberufe inzwischen nicht mal mehr für polnische Arbeitsmigranten in der Bundesrepublik interessant sein, da in Polen die Regierung aktuell finanzielle Förderungen für diese Berufsgruppen aufgelegt hat. Die beiden Politiker sicherten zu, die Anregungen in ihren jeweiligen Verantwortlichkeiten in ihre Arbeitskreise mit aufzunehmen. Sozialdezernent Henryk Wichmann plant zudem in absehbarer Zeit einen Besuch in der Geschäftsstelle der LAG-SH, um sich einen Eindruck über die EUTB-Beratungsstelle und die vorbildliche Arbeit der LAG-SH zu verschaffen.


Welchen Nutzen bringt das Bundesteilhabegesetz (BTHG) Schwerhörigen?
(DSB, SHG Hörgeschädigte LK Oberhavel, Pressemitteilung vom 25.01.2019)
Vielen Betroffenen ist das seit 2018 geltende Gesetz noch immer ein Buch mit sieben Siegeln. Oberhavels Selbsthilfeguppe Hörgeschädigte beschäftigte sich bei ihrem letzten Treffen mit der Frage, ob das neue Gesetz überhaupt Vorteile für Hörgeschädigte bringt. Wünsche und Vorschläge sollen in der nächsten Landeskonferenz des Deutschen Schwerhörigenbund (DSB) Brandenburg im April 2019 vorgetragen und entsprechend weiterbearbeitet werden. Norbert B.Gillmeister, Gruppensprecher der SHG Hörgeschädigte in Oberhavel/BB, begrüßt die Beschlüsse des DSB Landesvorstandes vom 12. Januar 2019, in denen auch die Optimierung der Beratung sowie Unterstützung für Betroffene im Bundesland, also auch in Oberhavel enthalten ist. Ein besonderes Augenmerk soll hier auf die jüngere Generation gesetzt werden, weil vielen dieser Menschen mit zunehmenden Hörschädigungen nicht bekannt ist, dass eine Nichtbeachtung zu schwerwiegenden Weiterungen führen kann. Es wird gerade ein Angebot im Internet entwickelt, um Abstand zu Facebook und Whatsapp zu halten. Ziel wird es sein, eine Kommunikations- und Informationsplattform nebst App für betroffene Interessenten und Mitglieder zu schaffen, wo auch sensible Informationen ausgetauscht werden können, die z.B. auf Facebook nicht gut aufgehoben sind. 
Viele Schwerhörige kennen ihre Behinderung nicht
(DSB, SHG Hörgeschädigte LK Oberhavel, Pressemitteilung vom 21.02.2019)
Viele Betroffene empfinden zwar, dass ihr Hörvermögen nachgelassen hat, schämen sich jedoch dieses zu akzeptieren, aus Angst bei ihrem Gesprächspartner als Behinderter angesehen zu werden. Sie akzeptieren es, wenn Sie Worte über den Zusammenhang nicht verstehen und die dadurch ausgelöste Reaktion beim Gesprächspartner Unverständnis und Kopfschütteln hervorruft. Werden die Hörgeschädigten darauf angesprochen, reagieren sie oft mit dem Begriff „Gesellschaftsschwerhörigkeit“. Schlecht Hörende verlieren deshalb schnell das Interesse an Gesprächen, immer öfter kommt es daher zu Missverständnissen, weil man etwas nicht richtig verstanden hat. Aus medizinischer Sicht kann Schwindel durch das schlechte Hören verursacht werden und der durch das schlechte Hören verursachte Stress kann zu einem Hörsturz oder Tinnitus oder sogar bis zur Demenz führen. “Kann mich jeder verstehen?“- eine Frage, die z.B. zu Beginn von Vorträgen gestellt wird. Um das Zuhören zu erleichtern, ist es erforderlich mobile Höranlagen zu installieren. Nach Meinung vieler Schwerhöriger der Selbsthilfegruppe für Schwerhörige/Hörgeschädigte in Oberhavel, gibt es im Landkreis nur in geringem Maße öffentliche Einrichtungen, in denen Höranlagen installiert sind. Nun hofft man in Oberhavel, dass im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) möglichst viele Einrichtungen zwecks Barrierefreiheit für Schwerhörige mit Höranlagen ausgestattet werden. 
Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband e.V. (DBSV): Forderungspapier zur Europawahl veröffentlicht 
(BAGSO-aktuell Ausgabe 4 vom 28.02.2019)
In seinem Papier fordert der DBSV unter anderem, dass die EU ihre Vorgaben hinsichtlich der Barrierefreiheit von Internetseiten öffentlicher Stellen auch auf ihren eigenen Seiten umsetzt. Zudem sollen Filmbeschreibungen für blinde und sehbehinderte Menschen (Audiodeskription) in der europäischen Filmförderung verankert werden. Der DBSV appelliert an die deutschen Abgeordneten, sich wesentlich stärker behindertenpolitisch zu vernetzen, um regelmäßig Wissen mit der Zivilgesellschaft auszutauschen. Der DBSV unterstützt mir seinen Forderungen die Positionierung des Deutschen Behindertenrates und der Europäischen Blindenunion zur Europapolitik. 

14. Landeskonferenz „Telematik im Gesundheitswesen“
(MASGF Presseinformation vom 27.02.2019)
Gesundheitsministerin Susanna Karawanskij sieht in der Digitalisierung eine große Chance für die medizinische Versorgung. „Viele Herausforderungen in der Medizin werden wir dank digitaler Anwendungen lösen. Aber wir müssen bei der Umsetzung schneller werden. Einzelne Modellprojekte laufen gut, aber das reicht bei weitem nicht aus“, sagte Karawanskij bei der Eröffnung der 14. Landeskonferenz. Veranstalter war die Telemed-Initiative Brandenburg. Thematische Schwerpunkte der Konferenz waren in diesem Jahr die Möglichkeiten und Herausforderungen der Künstlichen Intelligenz im Gesundheitswesen sowie die aktuelle E-Health-Gesetzgebung. Die Gesundheitsministerin betonte in ihrer Rede, dass die vielen Möglichkeiten, die Künstliche Intelligenz uns im Bereich der medizinischen Versorgung noch eröffnen werden, sich heute nur schwer erahnen lassen. Ärztinnen und Ärzte werden ihre Diagnosen und Therapien dank digitaler Anwendungen deutlich verbessern. Schon heute werden immer mehr Informationen digital ausgewertet und zwischen verschiedenen Fachrichtungen ausgetauscht. Digitalisierung sei geeignet, Distanzen zu überwinden, was gerade in einem Flächenland wie Brandenburg bedeutsam ist. Notwendig sei eine enge Verzahnung der verschiedenen Sektoren – zwischen Prävention, ambulanter und stationärer Versorgung, Nachsorge, Pflege und Rehabilitation. Um die Vernetzung ambulanter und stationärer Zentren sowie der Krankenhäuser untereinander weiter voranzubringen, sollen u.a. die finanziellen Mittel aus dem Strukturfonds II genutzt werden. 
29. Brandenburgische Frauenwoche startet
(MASGF Presseinformation vom 28.02.2019)
Bis zum 14. März finden landesweit rund 200 Veranstaltungen statt. Die Brandenburgische Frauenwoche rund um den Internationalen Frauentag am 8. März ist in dieser Form bundesweit einmalig. Die Landesgleichstellungsbeauftragte und das Frauenministerium unterstützen die lokalen Veranstaltungen auch in diesem Jahr mit 50.000 Euro. In den kommenden zwei Wochen wird es in ganz Brandenburg wieder viele wunderbare Veranstaltungen, wie Ausstellungen, Lesungen und vieles mehr, geben. Einen Veranstaltungskalender zur Frauenwoche mit allen Terminen gibt es unter http://frauenpolitischer-rat.de/frauenwoche.

Forderungspapier: Gesundheit für alle – nur bei Barrierefreiheit im Gesundheitswesen
Beim Thema Inklusion ist die UN-Behindertenkonvention, die in Deutschland seit 2009 in Kraft ist, eindeutig: Laut Artikel 25 sind die Vertragsstaaten verpflichtet, Menschen mit 
Behinderung nicht nur eine erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualität und auf demselben Standard so gemeindenah wie möglich zur Verfügung zu stellen wie anderen Menschen, sondern auch den Angehörigen der Gesundheitsberufe die Verpflichtung aufzuerlegen, Menschen mit Behinderungen eine Versorgung von gleicher Qualität wie anderen Menschen angedeihen zu lassen. Aus Sicht der Betroffenen ist dabei nicht nur das Angebot an für sie geeigneten ambulanten Einrichtungen viel zu gering, sondern es fehlen zudem über dieses zu geringe Angebot verlässliche Informationen über seine Eignung im Einzelfall. Es besteht daher dringenden Handlungsbedarf sowohl in den Versorgungsangeboten als auch bei der Vergütung, um die bestehenden nationalen und internationalen Verpflichtungen in Deutschland endlich in die Tat umzusetzen: 
1. Es muss umgehend mit einer Bestandsaufnahme, d.h. der Bereitstellung verlässlicher Informationen über die Barrierefreiheit der ambulanten Gesundheitsversorgung an Hand überprüfter Daten begonnen werden. 

2. Die Zulassung neuer Arztpraxen ist an die Erfüllung gewisser Mindeststandards an Barrierefreiheit zu binden, in jedem Fall aber an die verpflichtende Bereitstellung verlässlicher Informationen über den Grad der Barrierefreiheit. 
3. Um die falsche Verwendung von Fördermitteln zu vermeiden, muss die Förderung zur Herstellung von Barrierefreiheit an die Erfüllung der festgelegten Kriterien geknüpft werden. 

Zur Erfüllung der Verpflichtungen der UN-Behindertenrechtskonvention nicht aus, die bauliche Zugänglichkeit von Arztpraxen und ihrer Diagnose- und Therapieeinrichtungen zu gewährleisten. Barrierefreiheit kann nicht allein mit der Umsetzung baulicher und technischer Anforderungen realisiert werden. Sie muss auch in den Vergütungsstrukturen der ambulanten Versorgung abgebildet und gegenfinanziert werden. 
Austauschplattform „MS Connect“
(BAG SELBSTHILFE, LAG-Dienst Nr. 07/2019)
In den vergangenen Jahren hat sich die Selbsthilfelandschaft immer wieder mit den Fragen der Digitalisierung beschäftigt. Neben den klassischen Gruppentreffen gibt es viele verschiedene Formen der Onlineselbsthilfe, die gegenseitige Unterstützung und einen Austausch über die Erkrankung oder Behinderung ermöglichen. Insbesondere junge Menschen, Menschen mit seltenen Erkrankungen und jene, die in ländlichen Regionen leben, können von dem örtlich und teilweise auch zeitlich ungebundenen Angebot profitieren. Kritisch zu betrachten ist, dass diese Entwicklungen immer häufiger in sozialen Netzwerken oder von kommerziellen Anbietern gesteuert stattfinden. Oft gehen NutzerInnen leichtfertig mit ihren Personenbezogenen Gesundheitsdaten um. Es besteht die Gefahr, dass gerade die jüngere Generation den Nutzen und die Stärke realer Selbsthilfegruppen und –organisationen nicht mehr erkennt und dann ganz an Facebook & Co verloren geht. Viele Selbsthilfeorganisationen möchten dieser Entwicklung entgegenwirken und ermöglichen auf eigenen Plattformen einen sicheren und seriösen Austausch. Dabei stoßen sie aber auf unterschiedliche Probleme. Die Deutsche Multiple Sklerose Gesellschaft hat gemeinsam mit der Frankfurter Digitalagentur Cocomore die Selbsthilfe-Plattform “MS Connect“ entwickelt. Hierbei handelt es sich um eine zeitlich und örtlich flexible Plattform, innerhalb der die NutzerInnen die Möglichkeit haben, selbst zu entscheiden, mit wem sie welche Informationen teilen möchten. Einen Einblick in die Funktionalität der Plattform können Sie unter https://msconnect.de/#video bekommen. 
Bundesverfassungsgericht urteilt: Genereller Ausschluss von Menschen mit Behinderung bei Wahlen ist verfassungswidrig 
(BAG SELBSTHILFE, Pressemitteilung vom 22.02.2019)
Bisher durften in Deutschland über 80.000 Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung in Vollbetreuung aufgrund des geltenden Wahlrechts nicht wählen. Dies verstößt nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts gegen Artikel 38 zur Allgemeinheit der Wahl und Artikel 3 zur Gleichheit aller Menschen im Grundgesetz. Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass die Regelungen der Wahlrechtsausschlüsse für in allen ihren Angelegenheiten Betreute und für wegen Schuldunfähigkeit in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebrachte Straftäter verfassungswidrig sind. Es handelt sich bei diesen Wahlrechtsausschlüssen und eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung, die auch im Widerspruch zu Artikel 29 UN-Behindertenrechtskonvention steht. Aus Sicht der BAG SELBSTHILFE war dieses Grundsatzurteil seit langem fällig. Die BAG SELBSTHILFE hat wiederholt die Aufhebung aller Wahlrechtsausschlüsse gefordert und stieß dabei immer wieder auf Ablehnung bei den Regierungsparteien. Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE, macht deutlich, dass nun die Parteien gefordert sind, das Urteil zügig in geltendes Recht umzusetzen, damit Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung an den Kommunal- und Landtagswahlen sowie an der Bundestags- und der bevorstehenden Europawahl teilhaben zu können. Zur Umsetzung der Inklusion gehört es auch, beispielsweise bereits im Vorfeld barrierefreie Informationen zu den Parteiprogrammen zur Verfügung zu stellen, entsprechende Dokumente auch in leichter Sprache zu erstellen, barrierefreie Wahllokale auszuwählen und Informationen zur barrierefreien Anreise mit und ohne Assistenz vorzuhalten. 
Ersatzkassen erneut an der Spitze der Selbsthilfe-Förderer
(Pressemitteilung vdek vom 27.12.2018)
Die Ersatzkassen bauen ihre Förderung für die gesundheitliche Selbsthilfe weiter aus. 2017 unterstützten sie Selbsthilfeorganisationen und Projekte mit 30,6 Millionen Euro. Damit sind Techniker Krankenkasse (TK), BARMER, DAK-Gesundheit, KKH Kaufmännische Krankenkasse, hkk – Handelskrankenkasse und HEK – Hanseatische Krankenkasse weiterhin Hauptförderer der Selbsthilfe in der gesetzlichen Krankenversicherung. 2017 brachten sie 39,5 Prozent des 77,4 Millionen Euro schweren Gesamtfördertopfs auf. Die kassenfinanzierte Selbsthilfeförderung ist ein weltweit einmaliges Unterstützungssystem, welches die flächendeckende finanzielle Unterstützung garantiert und der Selbsthilfe Planungssicherheit garantiert. Die finanzielle Unterstützung und Zusammenarbeit der Ersatzkassen reicht bis weit in die 80er Jahre zurück. Seit 2008 sind alle gesetzlichen Krankenkassen zur Förderung verpflichtet. Dazu wird jährlich ein Ausgabenrichtwert festgelegt, der sich an einem im Sozialgesetzbuch verankerten Schlüssel orientiert. 2019 wird sich der Selbsthilfebeitrag auf 1,13 Euro pro GKV-Versicherten (82,8 Millionen Euro) belaufen. Insgesamt haben sich die Zuwendungen durch die GKV seit 1999 verzehnfacht. 
Deutscher Behindertenrat beschließt politische Forderungen zur Europawahl 
(Deutscher Behindertenrat. Pressemitteilung vom 30.01.2019)
Der DBR fordert die deutschen Abgeordneten im Europaparlament auf, sich nach den Wahlen am 26. Mai 2019 für Menschen mit Behinderungen einzusetzen. „Auch die EU hat die UN-Behindertenrechtskonvention ratifiziert. Nach der Europawahl gilt es verstärkt, die Vorgaben auch umzusetzen“, stellt DBR-Sprecherratsvorsitzender und ISL-Vorstand Horst Frehe fest. Anlässlich der anstehenden Wahlen hat der DBR einen Forderungskatalog verabschiedet. Dazu gehört z.B., dass die EU eine neue Strategie zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention entwickelt. Außerdem soll sich das Europaparlament gegen Wahlrechtsausschlüsse und Barrieren in Wahlverfahren einsetzen sowie den Europäischen Schwerbehindertenausweis vorantreiben. Mit seinen politischen Forderungen stellt der DBR die Weichen für die nächsten fünf Jahre europäischer Politik für Menschen mit Behinderungen. 
Online-Wegweiser für Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen  
(Aktion Mensch, E-Mail vom 07.02.2019)
Die Aktion Mensch setzt sich für eine Gesellschaft ein, in der Unterschiede ganz normal sind. Der Familienratgeber der Aktion Mensch (www.familienratgeber.de) ist ein kostenloses Internet-Angebot für Menschen mit Behinderung und ihre Familien. Er bietet Informationen zu einer Vielzahl von Themen, die für Menschen mit Behinderung von Bedeutung sind, um möglichst selbstbestimmt am Leben in der Gesellschaft teilzuhaben. So gibt er beispielsweise Auskunft über das Persönliche Budget und den Schwerbehindertenausweis oder hilft bei der Suche nach Bildungs- und Freizeitangeboten. Themen wie Inklusion in Schule und Beruf werden ebenso aufgegriffen wie Frühförderung, Assistenz und Barrierefreiheit. Der Familienratgeber informiert über finanzielle und rechtliche Hilfen sowie über Beratungs- und Selbsthilfeangebote vor Ort. Alle Inhalte werden zudem in Leichter Sprache angeboten. Neben den redaktionellen Informationen und einer Adressdatenbank gibt es die Möglichkeit sich in verschiedenen Foren auszutauschen und zu diskutieren. 
Online-Kongress zum Thema Inklusion 

Bettina Krück, Mutter eines Sohnes mit Behinderung, der seit letztem Jahr inklusiv beschult wird, veranstaltet den ersten kostenlosen Online-Kongress vom 21. bis 26. März 2019. Er findet im Internet auf der Seite www.inklusionskongress.de statt – das heißt, man kann ganz bequem von zuhause aus teilnehmen. Der Kongress bietet 25 spannende Interviews mit Referenten, die alle im Bereich Inklusion tätig sind. Man erhält wertvolle Tipps und Ideen zur Umsetzung von Inklusion, Einblicke in die pädagogische inklusive Arbeit, Informationen zu den aktuellen Forschungsergebnissen, Erfahrungsberichte und viele Denkanstöße. Bettina Krück sagt, dass der Weg bis zur Beschulung ihres Sohnes nicht immer einfach war, aber sich jeder einzelne Schritt gelohnt hat. Heute ist ihr Sohn ein stolzer und glücklicher Erstklässler. Sie selbst habe in diesem Jahr unglaublich viel über Inklusion, unser Bildungssystem und ihre eigene Haltung gelernt. Sie hat entdeckt, dass es einen riesigen Schatz an Expertenwissen gibt und viele Menschen sich engagieren und spannende Projekte auf die Beine stellen, um die Gesellschaft ein Stück inklusiver zu machen. Damit auch andere Eltern und Fachkräfte diesen Schatz für sich nutzen können, hat sie sich entschieden, diese Online-Kongress zu organisieren. Sie möchte Eltern und Fachkräfte informieren und ermutigen, Inklusion zu leben. 
Krankenkassen überarbeiten Katalog für Hilfsmittel 
(Ihre Vorsorge.de vom 26.02.2019)
Die Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln soll sich für Patienten verbessern. Der GKV-Spitzenverband hat dazu das neue Hilfsmittel- und Pflegemittelverzeichnis erarbeitet und einen entsprechenden Bericht vorgelegt. Damit wird ein gesetzlicher Auftrag aus dem Heil- und Hilfsmittelgesetz aus dem Jahr 2015 umgesetzt. Mit dem Gesetz sollte erreicht werden, dass keine mangelhaften Produkte (wie z.B. Inkontinenzhilfen oder Rollatoren für Patienten) auf Kosten der gesetzlichen Krankenkassen zur Verfügung gestellt werden. Dieses Verzeichnis mit 32.500 Produkten hat der Verband der Krankenkassen nun überarbeitet. Etwa 1.000 Produkte wurden aus der Datenbank gelöscht. In einem Rhythmus von fünf Jahren soll das Verzeichnis fortgeschrieben werden. Neben der Qualität der Industrieprodukte will der Gesetzgeber auch bei den Dienstleistungen rund das Produkt Verbesserungen erreichen. So z.B. bei Beratungsgesprächen oder Erklärung zur Funktionalität. Laut Gesetz müssen Krankenkassen Patienten zunächst über Hilfsmittel informieren, die von der Zuzahlung befreit sind. Es muss auch dokumentiert werden, dass es diese Information gab. In dem vorgestellten Bericht fehlt allerdings noch der Überblick über die Zu- und Aufzahlungen, die Versicherte bei vielen Produkten zu leisten haben. Viele Produktgruppen haben weiterhin Aufzahlungen, die der Patient tragen muss, und diese nicht nur für Luxusausstattungen. 
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